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Von Michael Motz

Eine kultivierte ältere Da-
me hat uns ihre Erlebnis-

semit der Österreichischen
Post zusammengeschrieben.
Daraus ist eine Art Tagebuch
geworden. Keineswegs böse
oder querulatorisch. Nur ei-
ne Auflistung von Fakten: Ein
Brief vonWien nach Inns-
bruck war fünfWochen un-
terwegs. Ein Brief innerhalb
von Innsbruck, von derMa-
ximilianstraße in die Prinz-
Eugen-Straße, brauchte
sechsWochen. Ein Brief von
Innsbruck in die USAwurde
priority und eingeschrieben
am 11. Jänner aufgegeben.

Er lag zweiWochen inWien
und nun ist er verschollen.
Ein Postpaket wurde der

Frau, obwohl sie daheim
gewartet hatte, nicht direkt
zugestellt. Laut Benachrich-
tigung sollte es im Postamt
Dez sein. Dort angekommen,
erfuhr sie, dass das Paket bei
einem Postpartner in Rum
liegt. Das alles passierte in-
nerhalb von zweiMonaten.
Vieles davon ist nicht neu
undwird regelmäßig the-
matisiert. Hier nochmals
unser schonmehrmals an-
gestimmter Refrain: Nicht
der fehlendeWille fleißiger
Postzusteller ist das Problem.
Viele sind überlastet und

damit überfordert. Seit der
Teilprivatisierung scheinen
Post- und Paketzustellung
weniger wichtig zu sein als
die Kurspflege der Postaktie
und Bankgeschäfte.
Zur neuen bank99 schreibt

die Post auf ihrer Homepage:
„Wir sind die neue Bank der
Post. Wir sind für 99% der
Menschen da. Die Post hat
wieder ihre Bank. Wir sind
für alle da. Wir sind prak-
tisch. Wir sind verständlich.
Wir sind aufrichtig.“ Nichts
gegen neue Geschäftsfelder,
abermussman deshalb das
Kerngeschäft vernachlässi-
gen?Was sagen Sie zu dieser
Entwicklung?

Tagebuch mit Posterlebnissen
Ein Fall für Motz

Vermitteln, unterstützen und
helfen sind die Ziele unseres
Ombudsmann-Teams, das
drei Personen umfasst.
Klaus Lugger,

Jurist und langjähri-
ger Geschäftsfüh-

rer der Neuen
Heimat Tirol,
steht für Fra-

gen zum Thema Wohnen zur Ver-
fügung. Michael Motz, Journalist
und Jurist, kümmert sich um alle
anderen Anliegen der Leserinnen
und Leser. Unterstützt werden
sie von TT-Redakteurin Michaela
Spirk-Paulmichl.

Kontakt: Klaus Lugger ist unter
ombudsmann@tt.com, über das
TT-Sekretariat unter Tel. 050403-
1600 oder im Internet unter www.
tt.com/service/ombudsmann
erreichbar, Michael Motz unter
michael.motz@tt.com.

Das Ombuds-Team der Tiroler Tageszeitung

Klaus Lugger, Michaela Spirk-
Paulmichl und Michael Motz (v. l.).
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Von Michaela S. Paulmichl

Innsbruck – Viele Jahrzehn-
te haben sie ihr Kind betreut,
„jetzt packen wir’s einfach
nicht mehr“, sagt der 72-jäh-
rige Vater eines Mannes mit
schwerer Beeinträchtigung.
Der Sohn ist Spastiker, seine
Pflegestufe 6, die zweithöchs-
te. Aus dem Bett heben, auf
der Toilette behilflich sein,
Essen und Trinken eingeben
sind nur einige der Aufgaben,
die vor allem die inzwischen
71-jährige Mutter übernom-
men hatte. Zuletzt war der
48-JährigedreiTage inderWo-
che in einer betreuten Wohn-

gruppe für Menschen mit Be-
hinderung untergebracht, die
restlichen vier Tage wurde er
zu Hause gepflegt. Weil das
nun nicht mehr möglich ist,
musste eine ganzwöchige Be-
treuungsmöglichkeit gefun-
den werden – und dafür gibt
es zu wenige gute Lösungen.
Am besten in der Nähe der

Familie,dashattesich ihrSohn
so gewünscht. Weil die Eltern
am Land leben, wo es keine
speziellenAngebote gibt, blieb
nur, im Seniorenheim im Ort
zu fragen, ob noch ein Platz
frei sei. Dort ist der Selbstbe-
halt aber wesentlich höher als
in einer Behinderteneinrich-
tung, von der kleinen Pen-
sion des Vaters werden 22,5
Prozent abgezogen. Weil die
Familie auch die Rezeptge-
bühren für die Medikamente
bezahlen muss, erhöht sich
der monatliche Beitrag auf
ein Drittel der Pension. Der
72-Jährige spricht von Unge-
rechtigkeit: „Für seine Kinder
istmanein Leben lang zustän-
dig, umgekehrt müssen Kin-
der den Heimaufenthalt ihrer
Eltern nicht finanzieren.“
Auch Georg Willeit, Ge-

schäftsführer der Lebenshilfe
Tirol, spricht von einer „gro-
ßen gesellschaftlichen Un-
gerechtigkeit“: „Durch die
lebenslange Unterhaltsver-
pflichtung bleibt Betroffenen,
die sichmit viel Liebe und En-
gagement ein Leben lang auf-

geopfert haben, nur die Min-
destpension. Sogar im Alter
von 100 Jahren sind sie noch
für ihre 80-jährigenKinder zu-
ständig. Und das nur, weil Be-
hinderte versicherungsmäßig
immerKindbleiben.“Würden
sie, wie von der Lebenshilfe
wiederholt eingefordert, für
ihre Arbeit ein Gehalt statt nur
ein Taschengeld erhalten, gä-
be es das Problemnicht in die-
sem Ausmaß. Dazu kommt,
dass vor allemMütter keinem
Beruf nachgegangen sind, um
für ihre Kinder da zu sein, das
Familieneinkommen ist da-
durch ohnehin gering. „In sol-
chen Fällenmüsste die Unter-
haltsverpflichtung aufgelöst
werden“, fordert Willeit.
Die Lebenshilfe spricht sich

wie andere Organisationen
außerdem dagegen aus, dass
jüngereMenschen, wie in die-
sem Fall ein 48-Jähriger, in
Altenheimen untergebracht
werden, die nicht auf die Be-
treuung jüngerer Menschen
ausgerichtet sind. Geht es gar
nicht anders, bräuchte es zu-
mindest eine persönliche As-
sistenz, um Betroffenen die
ihnen zustehende Teilhabe zu
ermöglichen. Doch die Politik

lehnt eine so genannte Dop-
pelfinanzierung ab.
Marianne Liener-Kapper

vom Verein Integration Tirol
kritisiert die fehlendenWohn-
konzepte. „Das Thema wird
nicht als Problematik aner-
kannt, es gibt nicht einmal ei-
ne Bedarfserhebung.“ Eltern
müssten sich selbst auf die

Suche nach Betreuungsplät-
zenmachen und eine Einrich-
tung nach der anderen kon-
taktieren, häufig werden sie
im Kreis herumgeschickt. Oft
bleibt nur die Unterbringung
in Seniorenheimen, was dazu
führt, dass 30- bis 40-Jährige
das gleiche Angebot bekom-
men wie 80-Jährige. „Das ist
aber gegen die Menschen-
rechte, außerdem ist dort der
Selbstbehalt höher als in Be-
hinderteneinrichtungen.“
Eltern rät sie früh genug zu

einer Ablösung, also zu einer

Betreuung durch Außenste-
hende. „Sie sollen nicht das
Gefühl haben, die Einzigen zu
sein, die für ihr Kind da sind,
umso leichter fällt dann auch
im Alter der nächste Schritt.“
Die Einrichtungen fürMen-

schenmitschwererMehrfach-
behinderung mit 24-Stun-
den-Betreuung sind voll. „Es
scheint, als wäre dem Land
Tirol die Problematik nicht
klar. Es gibt keine zentrale
Stelle, an die sich Eltern wen-
den können. Wir haben den
Eindruck, das Land glaubt, es
gibt gar keine Notwendigkeit
dafür, vielleicht ist da aber
auch die unausgesprochene
Hoffnung, dass das schon die
Eltern übernehmen werden.
Wir jedenfalls wissen, wie
verzweifelt viele von ihnen
sind.“
Liener-Kapper spricht da-

her von einem „sehr traurigen
Thema, das kaumaufgegriffen
wird, Eltern werden alleinge-
lassen. Auf die Frage, was ist,
wennsie einmalnichtmehrda
sind, antworten manche, dass
sie hoffen, ihr Kind werde vor
ihnen sterben.“ Es brauche
deshalb dringend ein Wohn-
konzept, diese Aufgabe sollte

nicht Einzelinitiativen über-
lassen werden. Doch selbst
diese hätten es nicht leicht.
„Es wird ihnen sehr schwer
gemacht, selbst etwas zu or-
ganisieren.“
AuchdemZivilinvalidenver-

band Tirol ist das „schwierige,
sehr komplexe Thema“ be-
kannt, berichtet Geschäftslei-
ter Hannes Lichtner. „Es gibt
zu wenige stationäre Einrich-
tungen in Wohnortnähe, aber
außer einigenVorzeigeprojek-
ten auch zu wenige inklusive,
barrierefreie Wohnprojekte
mit persönlicher Assistenz
und mobiler Pflege.“ Es brau-
che klare Lösungsansätze und

eine begleitende Beratung für
die überlasteten Eltern.
Auf Anfrage antwortet der

zuständige Landesrat Bern-
hard Tilg: „Seitens des Landes
Tirol wird stets dafür Sorge
getragen, dass Menschen mit
Beeinträchtigungen adäquat
in Einrichtungen der Behin-
dertenhilfe aufgenommen
werden. Die Aufnahme in
eine stationäre Einrichtung
stellt allerdings stets eine ei-
genverantwortliche Entschei-
dung des Menschen mit Be-
einträchtigungen bzw. dessen
Obsorgeberechtigten dar.“
Die Finanzierung erfolgt im
Rahmen des Tiroler Teilhabe-
gesetzes. „Eltern haben hier
für ihre Kinder lediglich einen
eingeschränkten Kostenbei-
trag zu zahlen“, so Tilg.
Wohn- und Pflegeheime

dagegen dienten ausdrücklich
der Versorgung von betreu-
ungs- und pflegebedürftigen
älteren Menschen. Die Fi-
nanzierung eines Platzes dort
erfolgt im Rahmen des Min-
destsicherungsgesetzes. Lan-
desrat Tilg: „Auf Grundlage
des dort geltenden Subsidiari-
tätsgrundsatzes haben Eltern
für ihre Kinder einen Kosten-
beitrag im Rahmen ihrer zivil-
rechtlichen Unterhaltspflicht
zu leisten.“ Kinder dagegen
zahlen seit Wegfall des Kin-
derregresses im Jahr 2008 für
ihre pflegebedürftigen Eltern
keinen Beitrag mehr.

„Eine große Ungerechtigkeit“
Wenn ältere, gebrechliche Menschen ihre behinderten Kinder nicht mehr selbst pflegen

können: Ein Fall zeigt die komplexe Problematik auf und wie wenig sie ernst genommen wird.

„ Es braucht eine be-
gleitende Beratung

für die völlig überlas-
teten Eltern.“

Hannes Lichtner (Geschäftsfüh-
rer Zivilinvalidenverband Tirol)

Eltern von Menschen mit Beeinträchtigungen kümmern sich oft ein Leben lang um ihre Kinder, im Alter kommen
sie aber an ihre Grenzen. Symbolfoto: iStock

„Betroffene Eltern
sagen, dass sie

hoffen, ihr Kind werde
vor ihnen sterben.“

Marianne Liener-Kapper
(Verein Integration Tirol)

„ Sogar im Alter von
100 Jahren sind sie

noch für ihre 80-jäh-
rigen Kinder zuständig.“

Georg Willeit (Geschäftsführer
Lebenshilfe Tirol)

Von Klaus Lugger

Es ist gut, dass wir in Tirol
so viele Ein- und Zwei-

familienhäuser haben – es
sind insgesamt etwa 150.000!
Drohende Steuerbelastun-
gen haben oft bewirkt, dass
viele Eigentümer ihr Haus
schon zu Lebzeiten den Kin-
dern schenkten und sich ein
lebenslangesWohnrecht
ausbedungen haben. Oft
stocken die Jungen das Haus
der Eltern oder Großeltern
auf, bauen den Dachboden
aus oder errichten einen
Zubau. Bei den hohenWoh-
nungs- und Grundkosten
handelt es sich dabei um
einen wichtigen Beitrag, das
Wohnungsproblem für die
nächste Generation leistbar
zu lösen.
Jetzt aber hat mich eine

Tirolerin kontaktiert, die
jüngst ihr Zweifamilienhaus
an ihren Sohn verschenkt
hat und sich für dieWoh-
nung im Erdgeschoß ein
lebenslangesWohnrecht
einräumen ließ. Nun kam
es zu einem heftigen Streit
mit dem Sohn, weil leider im
Schenkungsvertrag wichtige
Punkte nicht vereinbart wor-
den sind:
Wer überprüft und zahlt

die Betriebskosten (Grund-
steuer, Kaminkehrer, Kanal,
Wasser, Müll, Versicherung
usw.)?
Wermacht die Jahresab-

rechnung undwie hoch wä-
re einemonatliche Akonto-
zahlung?
Ist es technischmöglich,

einen weiteren Strom- bzw.
Wasserzähler einzubauen,
und wer übernimmt die
Kosten dafür?
Vor allem fehlen Kosten-

aufteilungsbestimmungen.
In der Regel wird dazu das
Verhältnis derWohnnutz-
flächen beiderWohnungen
verwendet.
Wer zahlt den Kredit für

eine soeben eingebaute Gas-
therme (Laufzeit 20 Jahre)
und wie werden die Heiz-
kosten (Gaskosten inkl. War-
tungen) aufgeteilt?
Wer zahlt die Instandhal-

tungskosten?
Es ist für einen langfristi-

gen „Wohnfrieden“ wichtig,
dass alle diese Rechtsfragen
im Schenkungsvertrag klar-
gestellt werden.

Der TT-Ombudsmann

Unbedachte
Weitergabe
des Hauses


